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Kommunale und regionale Demokratie in Bulgarien 
 
 
 
Empfehlung 310 (2011)1 
 
 
1. Der Kongress der Gemeinden und Regionen des Europarates unter Bezug auf: 
 
a. Artikel 2 Abs. 1b der Statutarischen Entschließung CM/Res (2011)2 des Ministerkomitees des 
Europarates in Bezug auf den Kongress, die besagt, dass es ein Ziel des Kongresses sei, „Vorschläge 
beim Ministerkomitee einzureichen, um die kommunale und regionale Demokratie zu fördern”;  
 
b. Artikel 2, Abs. 3 der Statutarischen Entschließung CM/Res (2011)2 in Bezug auf den Kongress, die 
besagt: „Der Kongress verfasst regelmäßig länderspezifische Berichte über die Situation der 
kommunalen und regionalen Demokratie in allen Mitgliedstaaten und in den Staaten, die den Beitritt 
zum Europarat beantragt haben, und er stellt insbesondere sicher, dass die Grundsätze der 
Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung umgesetzt werden” (im Folgenden die 
Charta);  
 
c.  die Entschließung 299 (2010) des Kongresses, die besagt, dass der Kongress den 
Referenzrahmen des Europarats für die regionale Demokratie [MCL-16(2009)11] für seine Monitoring-
Tätigkeit benutzen wird, sowie die Antwort des Ministerkomitees auf die Empfehlung 282 (2010) 
[CM/Cong(2011)Rec282 Endfassung], die die Regierungen der Mitgliedstaaten dazu aufruft, den oben 
genannten Referenzrahmen in Bezug auf ihre Politik und Reformen zu berücksichtigen; 
 
d. den Begründungstext für die kommunale und regionale Demokratie in Bulgarien. 
 
2. Der Kongress verweist darauf, dass: 
 
a. Bulgarien am 7. Mai 1992 dem Europarat beitrat. Es unterzeichnete die Europäische Charta der 
kommunalen Selbstverwaltung (SEV Nr. 122) am 3. Oktober 1994, ratifizierte sie am 10. Mai 1995 
und verpflichtete sich zu allen Bestimmungen der Charta mit Ausnahme von Artikel 7, Absatz 2. Der 
Vertrag trat für Bulgarien am 1. Oktober 1995 in Kraft.  
 
b. die Situation der kommunalen und regionalen Demokratie in der Republik Bulgarien Gegenstand 
eines Monitoringberichts und der Empfehlung 45 (1998)2 des Kongresses war. 
 

                                                 
1 Diskussion und Annahme durch den Kongress am 18. Oktober 2011, 1. Sitzung (siehe Dokument CG(21)14, 

Begründungstext), Berichterstatter: Artur TORRES PEREIRA, Portugal (L, EVP/CD) und Johan SAUWENS, Belgien 
(R, EVP/CD).  
2 Empfehlung 45 (1998) über die Situation der kommunalen und regionalen Selbstverwaltung in der Republik Bulgarien, 

angenommen vom Kongress am 28. Mai  1998, Berichterstatter: Giorgio DE SABBATA (Italien) und Llibert CUATRECASAS 
(Spanien). 
 

https://wcd.coe.int/ViewDoc.jsp?Ref=CG(21)14&Language=lanEnglish&Ver=original&Site=Congress&BackColorInternet=e0cee1&BackColorIntranet=e0cee1&BackColorLogged=FFC679
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c. eine Delegation des Kongresses3 vom 24. bis 26. November 2010 einen Monitoringbesuch in 
Bulgarien unternahm. Es fanden Begegnungen in Sofia, Veliko Tarnovo und Pernik mit Vertretern der 
staatlichen Institutionen (Regierung, Parlament), Gerichtsinstitutionen (Verfassungsgericht, 
Bürgerbeauftragter) sowie den örtlichen Behörden und ihren Verbänden statt.  
 
3. Die Berichterstatter möchten der Ständigen Delegation von Bulgarien beim Europarat sowie den 
Behörden der Zentral- und Gemeinderegierung in Bulgarien, dem Nationalen Verband der Gemeinden 
der Republik Bulgarien (NAMRB) und den unterschiedlichen Personen, denen sie bei dem Besuch 
begegneten, für ihre wertvolle Hilfe in allen Phasen des Monitoringverfahrens sowie für alle erhaltenen 
Informationen danken. 
 
4. Der Kongress stellt mit Zufriedenheit fest, dass: 
 
a. Bulgarien insgesamt die Bestimmungen der Europäischen Charta für kommunale Selbstverwaltung 
einhält und die kommunale Demokratie sich seit dem Monitoringbesuch des Kongresses 1998 
beträchtlich verbessert hat; 
 
b. die Aufnahme der Charta in das innerstaatliche bulgarische Rechtssystem zufriedenstellend ist; 
 
c. der nationale Verband der Gemeinden der Republik Bulgarien wohl etabliert ist und von allen 
Gemeinden unterstützt wird. Seine Rolle am Entscheidungsfindungsprozess auf nationaler Ebene wird 
immer prägnanter; 
 
d. obgleich Bulgarien einen Vorbehalt bei Artikel 7, Absatz 2 geäußert hat, sieht das Gesetz über die 
kommunale Selbstverwaltung und Gemeindeverwaltung vor, dass die Bürgermeister und Stadträte 
eine Vergütung erhalten; 
 
e. in Bulgarien die Entwicklung einer regionalen Ebene erwogen wird. Es wurde ein Programm zur 
Regionalentwicklung für 2007-2013 eingerichtet, das teilweise aus Mitteln der Europäischen Union 
finanziert wird; 
 
5. Der Kongress stellt jedoch fest, dass einige Punkte, die in der Empfehlung 45 (1998) betreffend die 
Situation der kommunalen und regionalen Selbstverwaltung in der Republik Bulgarien angesprochen 
wurden, noch besonderer Aufmerksamkeit bedürfen: 
 
a. die Haushaltsverfahren und insbesondere das “konsolidierte Haushaltsverfahren” der Regierung 
schränken die Autonomie der Gemeinden ein und stehen daher nicht im Einklang mit Artikel 9 der 
Charta; 
 
b. die finanzielle Selbstverwaltung der Gemeinden ist recht schwach. Die schrittweise Kürzung der 
Finanzmittel, die den Gemeinden zur Verfügung gestellt werden, steht nicht im Einklang mit den 
Bestimmungen der Charta. Mehr als die Hälfte des Haushalts der Gemeinden stammt aus 
Übertragungen des Staates; 
 
c. die fehlende klare Unterscheidung zwischen delegierten Befugnissen und den Eigenbefugnissen 
der Gemeinden besteht weiterhin. Die Befugnisse, die auf die Gemeinden übertragen werden, 
machen nach wie vor einen größeren Teil aus als die Eigenbefugnisse der Behörden; 
 
d. seit der Verabschiedung eines Gesetzes 2011 wurde das Prinzip der direkten allgemeinen Wahlen 
für den Stadtrat auf eine bestimmte Ebene der Gemeindeverwaltung beschränkt; 
 
e. das Verfahren zur direkten Nichtigkeitserklärung von Verwaltungsakten durch Gouverneure, das 
Ähnlichkeiten mit der Zweckmäßigkeitsaufsicht aufweist, steht nicht im Einklang mit den 
Bestimmungen der Charta, insbesondere Artikel 4 Absatz 4 in Verbindung mit Artikel 8;  
 

                                                 
3 Artur TORRES PEREIRA, Portugal (L, EVPP/CD), und Johan SAUWENS, Belgien (R, EVP/CD), wurden als Berichterstatter 

ernannt. Ihnen wurde die Vorlage eines neuen Berichtes vor dem Kongress über die Gemeinde- und Regionaldemokratie in der 
Republik Bulgarien übertragen. Unterstützt wurden sie bei ihrer Arbeit von dem Berater Francesco MERLONI (Italien), 
Vorsitzender der Gruppe unabhängiger Experten der Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung. 
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f. die innerstaatliche Gesetzgebung definiert nicht klar genug die Fälle, in denen ein Verwaltungsorgan 
einer Gemeinde entlassen oder aufgelöst werden kann; 
 
g. die Gemeinden können sich nicht auf die Charta bei ordentlichen Gerichten berufen; 
 
h. die Diskussionen über die Einrichtung einer Regionalisierungsstrategie sind noch nicht 
abgeschlossen; 
 
i. der örtliche Bürgerbeauftragte bleibt weiterhin fakultativ in den bulgarischen Gemeinden, aufgrund 
der mangelnden Finanzressourcen der Gemeinden; 
 
j. das Zusatzprotokoll zur Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung über das Recht zur 
Beteiligung an den Angelegenheiten der kommunalen Verwaltung (SEV Nr. 207) wurde nicht von 
Bulgarien unterzeichnet. 
 
6. Angesichts des oben Erwähnten fordert der Kongress das Ministerkomitee auf, die bulgarischen 
Behörden zu ersuchen:  
 
a. die geltenden Haushaltsverfahren zu revidieren und die bestehenden Rechtsvorschriften 
abzuändern, damit die lokalen Behörden eine Haushaltsautonomie gemäß den Prinzipien der Charta 
im Einklang mit Artikel 9 erhalten;  
 
b. den lokalen Behörden ausreichende Finanzmittel zur Verfügung zu stellen, entsprechend ihren 
Befugnissen und Verantwortlichkeiten, unter anderem, indem die geltenden Rechtsvorschriften für die 
Finanzierung der Gemeinden revidiert werden; 
 
c. den lokalen Behörden mehr eigene Befugnisse zuzusprechen, damit sie eine kommunale 
Selbstverwaltung erhalten, die im Einklang mit der Charta steht, insbesondere Artikel 4, Absätze 4 
und 5 und Artikel 8;  
 
d. die Räte auf allen Ebenen der kommunalen Verwaltung unbeschadet der Bevölkerungsgröße direkt 
zu wählen;  
 
e.  die Gesetzgebung zur Kontrolle von Verwaltungsakten im Hinblick auf die Eigenbefugnisse zu 
revidieren, damit deren Nichtigkeitserklärung von dem Regionalgouverneur nur in einem 
Gerichtsverfahren vorgenommen werden kann;  
 
f.  die Gesetzgebung zur Überwachung der Organe der lokalen Governance zu revidieren, um 
Sonderfälle zu definieren, in denen eine Entlassung oder Auflösung möglich ist; 
 
g. den Gemeinden einen effektiven Rechtsschutz zu geben und ihnen das Recht auf Anrufung 
ordentlicher Gerichte zu verleihen;  
  
h. den Dialog zwischen allen Akteuren fortzusetzen, damit die Dezentralisierung im Interesse 
Bulgariens auf bestmöglichste Art und Weise durchgeführt wird und die Prinzipen, die im 
Referenzrahmen für Regionaldemokratie festgelegt wurden, berücksichtigt werden; 
 
i. den Vorbehalt bezüglich Artikel 7, Absatz 2 zurückzuziehen, der bei der Ratifizierung der Charta 
geäußert wurde, da das Gesetz für kommunale Selbstverwaltung und Gemeindeverwaltung mit dieser 
Bestimmung der Charta im Einklang steht;  
 
j. die Unterzeichnung und Ratifizierung des Zusatzprotokolls der Europäischen Charta der 
kommunalen Selbstverwaltung betreffend das Recht auf Beteiligung an den Angelegenheiten der 
kommunalen Verwaltung (SEV Nr. 207) in naher Zukunft sowie die Unterzeichnung und Ratifizierung 
von Protokoll Nr. 3 zur Europäischen Rahmenkonvention über die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zwischen den Gebietskörperschaften oder Behörden bezüglich der Bildung von 
europäischen Kooperationsvereinigungen (BEK) (SEV Nr. 206) zu erwägen.  
 
7. Der Kongress fordert die Parlamentarische Versammlung des Europarates auf, die obigen 
Empfehlungen bei ihrem nächsten Monitoringbesuch zu berücksichtigen.  
 


